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Die junge, eher rechtskonservative Partei Alter-
native für Deutschland (AfD), ein Sammelbe-
cken für EurogegnerInnen, wird weiter reüssie-
ren. Dafür spricht viel, auch Meinungsumfra-
gen, die im Vorfeld der drei ostdeutschen Land-
tagswahlen angefertigt worden sind – in Sach-
sen wird am kommenden Sonntag gewählt, in 
Thüringen und Brandenburg im September. 
Der Erfolg der AfD geht auch auf Kosten der FDP, 
die über Jahrzehnte vor allem den Mittelstand 
in den Parlamenten vertrat und trotz all ihrer 
Krisen als politisch unsinkbar galt. Nach ihrem 
Desaster im Herbst 2013 – damals scheiterte sie 
knapp an der Fünfprozenthürde und schaffte 
es nicht mehr in den Bundestag  – hat sie sich 
bis heute nicht wieder gefangen. 

Nun schleppt sich die AfD zwar von 
 einem kleinen Skandal zum nächsten, was bei 
einer jungen Partei, die noch im Gärungspro-
zess ist, keine Überraschung ist, ihr aber den-
noch bisher nichts anzuhaben scheint. Da geht 
es um völlig zerstrittene Landesverbände, um 
persönliche Fehltritte von Füh-
rungsleuten, vor allem jedoch 
um die vermutete und teilweise 
belegte Nähe zu Rechtsradika-
len  – in manchen Kreisen, rech-
ten wie linken, gilt sie als «NPD 
light». 

Für den relativen Erfolg 
dieser neuen Partei gibt es vor 
allem einen Grund: Sie verkör-
pert eine tiefe Skepsis gegenüber 
dem Euro, der EU-Bürokratie so-
wie der Eurorettungspolitik und 
trifft damit in Teilen der Bevölke-
rung einen Nerv. Ihre konkrete Forderung, zu 
einer nationalen Währung zurückzukehren, 
wird gemäss Umfragen zwar nur von einer klei-
nen Minderheit geteilt. Diese grundsätzlich EU-
kritische Position, kombiniert mit einer Rück-
besinnung auf einen starken Nationalstaat, 
verleiht ihr jedoch in weiten Teilen der Bevölke-
rung ein politisches Alleinstellungsmerkmal. 

Denn Union, SPD, Grüne und FDP halten 
interne EU-Kritik eisern unter dem Deckel  – 
und verteidigen ebenso eisern, dass EU und 
Euro die Friedens- und Wohlstandspolitik er-
möglichten und dass da auch alles richtig laufe. 
Die AfD hat damit auch eine Art Ventilfunk tion: 
Wer nicht rechtsextrem ist und nicht links wäh-
len will (die Partei Die Linke lehnt aus sozialen 
und ökonomischen Gründen die Eurorettungs-
pläne ab), kann ausschliesslich auf die AfD zu-
rückgreifen, um seinen Bedenken Ausdruck zu 
verleihen. 

Und die klassisch-bürgerliche Mittel-
schicht kann letztlich ohne Bedenken die AfD 
wählen: Zwar ist einiges skurril an der Partei, 
aber ihr Bild wird weiterhin von seriösen Politi-
kern geprägt. So ist Bernd Lucke, der Parteivor-
sitzende, ein kompetenter Wirtschaftswissen-

schaftler. Hans-Olaf Henkel, einst profilierter 
Sprecher des BDI, des mächtigsten Arbeitge-
berverbands in Deutschland, sitzt für die AfD 
im EU-Parlament ebenso wie Joachim Star-
batty, ebenfalls Wirtschaftswissenschaftler 
und Eurogegner von Anfang an. Hinzu kommt 
Alexander Gauland, einst renommierter CDU-
Politiker der zweiten Reihe und nun AfD-Spit-
zenkandidat in Brandenburg. 

Will man die Positionen der Alternativen 
für Deutschland nach dem Rechts-links-Sche-
ma einordnen, ergibt das eine wirre Mischung. 
So greift die AfD widersprüchliche Positionen 
auf, ohne sich zu bemühen, diese Ambivalenzen 
aufzulösen. Beispiele: Die AfD-Leute beteuern, 
sie seien leidenschaftlich für Europa, zugleich 
werben sie für eine Rückbesinnung auf den 
Nationalstaat; zuweilen mit dem Argument, 
nur der sei demokratisch. Natürlich plädiert 
einer wie Hans-Olaf Henkel auch für eine Po-
litik der Globalisierung und Internationalisie-
rung; andererseits steht die Partei kritisch zum 

geplanten Freihandelsabkom-
men TTIP, da sie Nachteile für 
die mittelständische deutsche 
Wirtschaft befürchtet. Die AfD 
kritisiert sehr deutlich die Rolle 
der Banken. So stand auf einem 
AfD-Plakat im letzten  Bundes-
tagswahlkampf: «Die Deutschen 
zahlen, die Banken kassieren, die 
Griechen leiden.» 

Plakate im sächsischen 
Wahlkampf lauten «Alle Macht 
geht vom Volke aus» und «Ein-
wanderung braucht klare Re-

geln». Einen prominenten Platz nehmen mo-
mentan Positionen ein, die die Sanktionspo-
litik gegenüber Russland ablehnen. Die sehr 
konservativen gesellschaftspolitischen Posi-
tionen werden stärker: Beatrix von Storch, bun-
desweite Frontfrau, ist gegen Abtreibung und 
gleichgeschlechtliche Ehen. Frauke Petry, Spit-
zenkandidatin in Sachsen, fordert eine Volks-
abstimmung zur Verschärfung der Abtrei-
bungsgesetze. Es sei wünschenswert, dass jede 
deutsche Familie drei Kinder habe, so Petry. 

Dieses «Querfront»-Konzept  – ob be-
wusst inszeniert oder intuitiv praktiziert  – 
sorgt für einen Zustrom von WählerInnen aus 
allen Richtungen: von der FDP, der Union, der 
Linkspartei bis hin zur NPD, die auch wegen 
der AfD um ihren Wiedereinzug in den sächsi-
schen Landtag bangt. Offiziell positioniert sich 
die AfD so: Man stehe vorne, wahlweise in der 
Mitte, so der Vorsitzende Bernd Lucke – je nach 
Diskussionslage. 

Die Prognose für Sachsen: bis zu sieben 
Prozent für die AfD, womit sie in den ersten 
Landtag einziehen würde. Und die in Sachsen 
mitregierende FDP? Drei Prozent, so die Prog-
nose, nach einst stolzen zehn Prozent.
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Diese wirre Politik 
trifft einen Nerv
Die Alternative für Deutschland wird an den kommenden  
Landtagswahlen die FDP übertrumpfen. Die Partei schafft es,  
durch widersprüchliche Positionen WählerInnengruppen  
von rechts bis links anzusprechen.

Die bürgerliche 
Mittelschicht 
kann ohne 
Bedenken die 
AfD wählen.

RUSSLAND UND DIE SANKTIONEN

Es gibt noch immer 
Käse aus der Schweiz 
Seit den gegenseitigen Sanktionen von EU und Russland  
schwankt die Stimmung in Moskau zwischen Kriegsangst,  
Pragmatismus und trotzigem Patriotismus.

VON ULRICH HEYDEN, MOSKAU

Was er vom Einfuhrstopp für Lebensmittel 
aus der EU und anderen westlichen Staaten 
hält? Der etwa 45-jährige Mann, der in Moskau 
zwischen den langen Regalen eines grossen 
 Ashan-Supermarkts nach Gewürzen sucht, 
stutzt: «Das ist natürlich schlecht, aber ich bin 
Patriot.» Eine Ladenmitarbeite-
rin eilt vorüber. Womit sie ihre 
Regale füllen wird, wenn die 
von der russischen Regierung 
verhängten Sanktionen greifen? 
«Unsere Leitung sucht nach neu-
en Lieferanten», sagt sie und eilt 
weiter.

Auf den in der russischen 
Mittelschicht populären Inter-
netportalen waren die Lebens-
mittelsanktionen gegen westli-
che Länder ein grosses Thema. 
Manche machten sich darüber 
lustig. Das linke Internetportal rabkor.ru 
spricht von einem «Weinen um den Parmesan» 
und verweist darauf, dass es immer noch Käse 
aus der Schweiz gibt. Die Schweiz hat die Sank-
tionen gegen Russland nur eingeschränkt mit-
getragen und ist deshalb selbst nicht von den 
russischen Sanktionen betroffen. 

«Gift» für Russland und die EU

Am 31. Juli verhängte die EU Sanktionen gegen 
russische Grossbanken, die Rüstungsindustrie 
und die Energiewirtschaft. Am 7.  August be-
schloss die russische Regierung Gegensanktio-
nen: Der Import von Lebensmitteln aus Staaten, 
die Sanktionen gegen Russland verhängt ha-
ben, soll nun für ein Jahr gestoppt werden. Bäu-
erInnen aus Griechenland und Spanien können 
nun kein Obst mehr nach Russland liefern.

Der Vorsitzende des Ost-Ausschusses der 
Deutschen Wirtschaft, Eckhard Cordes, rief am 
7. August dazu auf, «die Spirale von Sanktionen 
und Gegensanktionen zu durchbrechen und an 
den Verhandlungstisch zurückzukehren». Be-
reits die Diskussion über Sanktionen im Früh-
jahr sei «Gift für die schwächelnde Konjunktur 
in der EU und in Russland» gewesen. Die deut-
schen Ausfuhren nach Russland sanken im Ver-
gleich zum entsprechenden Vorjahreszeitraum
um 15,5  Prozent. Wegen der Sanktionen seien
50 000 Arbeitsplätze in Deutschland in Gefahr,
warnte Cordes.

Um Verluste zu vermeiden, versuchen 
westliche LebensmittelexporteurInnen nun, 
ihre für Russland bestimmten Lieferungen 
über Drittländer abzuwickeln. Doch die rus-
sische Regierung erklärte, dass man derartige 
Geschäfte nicht zulassen und die Waren an den 
Grenzen sehr genau auf ihr Herstellungsland 
kontrollieren werde.

Inkonsequente Umsetzung

Nach Meinung russischer ExpertInnen sind 
die Sanktionen gegen russische Grossbanken 
nicht sehr schmerzlich. Die meist staatlichen 
Grossbanken  können auf neue Kreditgeber-
Innen in Asien und im Nahen Osten ausweichen, 
heisst es in einer Analyse des auf Wirtschafts-
fragen spezialisierten russischen Internetpor-
tals  rbc.r u. Falls jedoch die Ausfuhrbeschrän-
kungen der EU in Bezug auf Technologie für die 
Gewinnung von Öl und Gas strikt gehandhabt 
werden sollten, könnte es für Russland eng 
werden. «In der Theorie», sagt John Kemp, ein 
Experte der Nachrichtenagentur Reuters, müss-
ten die Länder der EU jetzt «die Lieferung jegli-
cher Technologie oder technologischer Hilfe für 
Tiefseeprojekte in der Arktis und Festlandpro-
jekte beschränken». Doch der Interpretations-
spielraum sei gross. In der Praxis würden die 
Sanktionen auf Technologie beschränkt, die für 
die Öl gewinnung nötig ist. Technologie für die 
Gasgewinnung wird weiterhin geliefert. Zudem 
sei eine genaue Zuordnung schwierig, so Kemp, 
da bei den meisten Bohrlöchern ein Gemisch 
aus Gas, Öl und Kondensat gewonnen wird.

Die Zusammenarbeit zwischen westli-
chen und russischen Energiefirmen geht zwar 
trotz Sanktionen weiter, wird aber schwieriger 
werden, wie das Beispiel in der norwegischen 
Barentssee zeigt. Dort hat der russische Ölkon-
zern Rosneft zusammen mit der norwegischen 
Statoil Mitte August mit der Erkundung neuer 

Ölfelder begonnen. Das Gemeinschaftswerk, 
das nur 400  Meter unter der Wasseroberflä-
che stattfindet, dürfte eigentlich nicht unter 
die Sanktionen fallen, denn diese sehen die 
Beschränkung des Exports von Ausrüstungen 
nur für Tiefseebohrungen vor. Wie die russi-

sche Nachrichtenagentur Ria No-
vosti berichtet, rechnet Statoil-
Chef Helge Lund damit, dass die 
Sanktionen deshalb vor allem die 
Ölförderung in der Arktis beein-
trächtigen werden.

Krim-Euphorie hält an

Überstürzt nahm die russische 
Regierung Anfang August Ver-
handlungen mit Lebensmittel-
lieferantInnen in Südamerika, 
Südafrika, Ägypten, der Tür-

kei und Asien auf. So schnell lassen sich die 
Nahrungsmittel systeme aber nicht auf neue 
Lieferanten umstellen. So wurde etwa der 
Lachs aus Norwegen bisher gekühlt geliefert. 
Der Lachs aus Chile dagegen kommt gefroren 
nach Russland. Deshalb muss die russische 
Lachsverarbeitungsindustrie zuerst umgebaut 
werden.

Für den Grossteil der RussInnen ändert 
sich durch die russischen Gegensanktionen 
vorerst nichts: Teuren Käse und Austern aus 
Europa können sie sich sowieso nicht leisten. Je 
schneller die russische Regierung Ersatzliefe-
rantInnen findet, desto besser für das Preisni-
veau. Eine Unterversorgung mit bestimmten Le-
bensmitteln – etwa Lachs aus Norwegen – kann 
schnell zu horrenden Preissteigerungen führen.

Manche schmieden jetzt Pläne, wie sie 
 ihren Datschengarten wieder in Betrieb neh-
men können. Das war schon im Krisenjahr 
1998 so, als der Rubel massiv abstürzte, auslän-
dische Lebensmittel unerschwinglich wurden 
und die RussInnen in ihren Gärten Kartoffeln, 
Karotten, Peperoni und Tomaten anbauten. Die 
russische Regierung will die Landwirtschaft 
nun verstärkt finanziell fördern. Man erinnert 
sich an das Jahr 1999, als die russische Land-
wirtschaft einen rasanten Aufschwung nahm. 
Die Selbstversorgung mit Geflügel stieg von 
1999 bis heute von 10 auf über 50 Prozent. 

Viele RussInnen haben Verständnis für 
die Gegensanktionen ihrer Regierung, selbst 
wenn sie ahnen, dass es zu Preissteigerungen 
kommen wird. Die patriotische Stimmung in 
Russland und die Kritik am Westen sind stär-
ker als das Unwohlsein über höhere Preise und 
Lohnsenkungen im Zuge der Sanktionsspirale. 
Gemäss einer Anfang August vom unabhän-
gigen Meinungsforschungsinstitut Lewada 
gemachten Umfrage sind 85  Prozent der Russ-
Innen der Meinung, dass der «Anschluss» der 
Krim «ein grosser Erfolg der politischen Lei-
tung des Landes» sei. 52 Prozent der Befragten 
glauben, dass die Annäherung der Ukraine an 
Europa damit zusammenhänge, dass «die Uk-
raine eine Marionette in der Hand des Westens 
und der USA wurde, die eine antirussische Poli-
tik machen». 

Kein Wunder, dass Präsident Wladimir 
Putin nach wie vor bei über 80  Prozent der 
Russ Innen auf Zustimmung stösst. Die Russ-
Innen sind Krisen gewohnt. Dass der Westen 
jetzt vor Russland Angst hat, finden viele gar 
nicht schlecht.

Gegängelter McDonald’s
Es mangelt in Russland in diesen Tagen nicht 

an Symbolik. Die US-Fastfoodkette 
McDonald’s, die 1990 im Moskauer 
Stadtzentrum ihre erste russische Filiale 
eröffnet hatte, wurde zum Symbol von 
Russlands Öffnung nach Westen. Wegen 
angeblicher Nichteinhaltung sanitärer 
Bestimmungen mussten in Moskau in 
den letzten Monaten vier McDonald’s-
Läden schliessen. Auch den anderen 450 
McDonald’s-Filialen Russlands droht eine 
vorübergehende Schliessung. Die drei Lä-
den auf der Krim sind bereits seit Anfang 
April geschlossen. 

Für den Lachs  
aus Chile muss 
die Verarbeitung 
in Russland 
zuerst umgebaut 
werden.


